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Stellungnahme des Bundesverbandes Deutscher Versandapotheken (BVDVA) zum 
Referentenentwurf eines Gesetzes für Daten und digitale Innovation im Gesundheitswesen 
(GeDIG) für das Bundesgesundheitsministerium (BMG) 
 
Digitalisierung der pharmazeutischen Versorgung konsequent, patientenorientiert und 
wettbewerbsoffen ausgestalten 
 
Executive Summary 
 
Politische Kernanliegen des BVDVA mit Blick auf das GeDIG 
Der BVDVA bittet das Bundesministerium für Gesundheit, den GeDIG-Entwurf im weiteren 
Verfahren an folgenden Punkten zu schärfen: 
 

1. Telepharmazie gesetzlich stärken 
Digitale pharmazeutische Beratung und pharmazeutische Dienstleistungen müssen als 
regulärer Bestandteil der Versorgung anerkannt werden.  

2. Digitale Identitäten vereinfachen 
Eine einheitliche Gesundheits-ID muss digitale Versorgungsprozesse ohne zusätzliche 
analoge Hürden ermöglichen.  

3. ePA- und E-Rezept-Prozesse versandhandelsfähig ausgestalten 
Tokenbasierte Zugriffe und digitale Prozessketten müssen auch für Versandapotheken 
vollständig nutzbar sein.  

4. Freie Apothekenwahl digital absichern 
Patientinnen und Patienten müssen auch in ePA-, E-Rezept- und App-Prozessen frei und 
unbeeinflusst ihre Apotheke wählen können.  

5. Diskriminierungsfreie Plattformzugänge garantieren 
Keine exklusiven Integrationen, keine bevorzugte Darstellung einzelner Anbieter, keine Pay-
for-Placement-Logiken.  

6. Offene Schnittstellen und Interoperabilität sicherstellen 
Digitale Apothekenservices müssen über standardisierte, diskriminierungsfreie Schnittstellen 
in die TI-nahe Versorgungsinfrastruktur eingebunden werden können.  

7. Digitale Kommunikation praxistauglich machen 
KIM, TI-Messenger und weitere sichere Kommunikationswege müssen für pharmazeutische 
Beratung, Rückfragen und AMTS-Prozesse alltagstauglich nutzbar sein.  

8. Faire Datennutzung gewährleisten 
Gesundheitsdaten dürfen nicht zu neuen Wettbewerbsverzerrungen führen, sondern müssen 
patientenorientiert, zweckgebunden und wettbewerbsneutral genutzt werden.  

 
Conclusio: 
 
Das GeDIG kann zu einem wichtigen Modernisierungsschub für das deutsche Gesundheitswesen 
werden. Für die Arzneimittelversorgung bietet der Entwurf die Chance, digitale Prozesse, E-Rezept, 
ePA, Gesundheits-ID und pharmazeutische Beratung zu einer echten digitalen Versorgungskette 
zusammenzuführen. 
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Damit diese Chance genutzt wird, muss der Gesetzgeber jedoch sicherstellen, dass digitale 
Infrastruktur offen, wettbewerbsneutral und patientenzentriert ausgestaltet wird. Digitalisierung darf 
nicht bedeuten, dass neue Plattformabhängigkeiten entstehen oder Patientinnen und Patienten 
digital gelenkt werden. Sie muss vielmehr Wahlfreiheit, Versorgungsqualität und Innovation stärken. 
Der BVDVA steht bereit, diesen Prozess konstruktiv zu begleiten und die Perspektive des 
digitalisierten Arzneimittelversandhandels in die weitere Ausgestaltung einzubringen. 
 
 
Ausführliche Stellungnahme für das BMG, Abteilung 5 
 
Der Bundesverband Deutscher Versandapotheken (BVDVA) begrüßt das Ziel des 
Bundesministeriums für Gesundheit, mit dem GeDIG die Digitalisierung des Gesundheitswesens 
weiter voranzutreiben, digitale Versorgungsprozesse nutzerfreundlicher zu gestalten und die 
elektronische Patientenakte (ePA), das E-Rezept sowie die Telematikinfrastruktur 
weiterzuentwickeln. Der Entwurf setzt an zentralen Stellen richtige Impulse: Gesundheitsdaten 
sollen besser für Versorgung und Forschung nutzbar werden, die ePA soll versorgungsrelevant 
weiterentwickelt werden, Interoperabilität soll gestärkt und die Betriebsstabilität der 
Telematikinfrastruktur verbessert werden. 
 
Aus Sicht des digitalisierten Arzneimittelversandhandels ist entscheidend, dass diese Ziele nicht nur 
technisch, sondern auch ordnungspolitisch richtig umgesetzt werden. Digitalisierung darf nicht zu 
neuen Zugangshürden, neuen Plattformmonopolen oder einer digitalen Reproduktion stationärer 
Strukturen führen. Sie muss vielmehr zu mehr Patientensouveränität, echter Wahlfreiheit, fairen 
Wettbewerbsbedingungen und besseren digitalen pharmazeutischen Angeboten führen. 
Der BVDVA sieht im GeDIG deshalb eine große Chance, die pharmazeutische Versorgung in 
Deutschland moderner, niedrigschwelliger und effizienter zu gestalten. Dafür braucht es jedoch an 
mehreren Stellen Nachschärfungen. 
 
1. Telepharmazie als reguläres Element der Versorgung verankern 
Der GeDIG-Entwurf erweitert digitale Prozesse im Gesundheitswesen deutlich. Insbesondere die 
ePA soll stärker für versorgungsrelevante Zwecke nutzbar gemacht werden; zugleich werden die 
Zugriffsmöglichkeiten von Apothekerinnen und Apothekern auf die ePA weiterentwickelt, um eine 
umfassendere Prüfung der Arzneimitteltherapiesicherheit zu ermöglichen.  
Diese Zielrichtung ist richtig. Sie sollte jedoch konsequent um eine klare gesetzliche Stärkung der 
Telepharmazie ergänzt werden. 
 
Telepharmazeutische Beratung ist kein Zusatzangebot, sondern ein notwendiger Bestandteil einer 
modernen Arzneimittelversorgung. Gerade bei E-Rezept, chronischer Medikation, 
Medikationsmanagement, Wechselwirkungschecks, Adhärenzberatung und pharmazeutischen 
Dienstleistungen können digitale Beratungsformate einen erheblichen Mehrwert für Patientinnen 
und Patienten schaffen. 
 
Das erachtet der BVDVA als sinnvoll: 

• Telepharmazeutische Beratung muss als gleichwertige Form pharmazeutischer Beratung 
anerkannt werden.  

• Pharmazeutische Dienstleistungen müssen auch digital, per Video, Chat oder gesicherter 
Nachrichtenkommunikation erbracht werden können.  

• Versandapotheken müssen die gleichen Möglichkeiten erhalten, 
arzneimitteltherapiesicherheitsrelevante Daten im Rahmen der Versorgung zu nutzen wie 
Vor-Ort-Apotheken.  

• Die Nutzung digitaler Beratungs- und Kommunikationswege darf nicht durch analoge 
Formvorgaben oder Vor-Ort-Erfordernisse erschwert werden.  
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Gerade für ältere Menschen, chronisch Kranke, mobilitätseingeschränkte Patientinnen und 
Patienten sowie Menschen in ländlichen Regionen kann Telepharmazie einen niedrigschwelligen 
Zugang zu pharmazeutischer Expertise schaffen. 
 
2. ePA-Zugriff für Apotheken praxistauglich und versandhandelsfähig ausgestalten 
Der Referentenentwurf erkennt ausdrücklich an, dass Apotheken für eine bessere 
Arzneimitteltherapiesicherheit Zugriff auf relevante ePA-Daten benötigen. Positiv ist insbesondere, 
dass Apotheken künftig auch in Fällen, in denen nur ein E-Rezept-Token vorliegt, einen begrenzten 
Zugriff auf die ePA erhalten sollen. Begründet wird dies damit, dass ohne diesen Zugriff der 
elektronische Medikationsplan nicht aktualisiert und eine Prüfung auf Wechselwirkungen mit bereits 
gelisteten Arzneimitteln nicht erfolgen kann. Das ist ein wichtiger Schritt. Aus Sicht des BVDVA 
muss jedoch sichergestellt werden, dass dieser Zugriff technisch, rechtlich und organisatorisch auch 
im digitalen Versandprozess funktioniert. 
 
Das erachtet der BVDVA als sinnvoll: 

• Der tokenbasierte ePA-Zugriff muss ausdrücklich auch für Versandapotheken praktikabel 
nutzbar sein.  

• Der Zugriff darf nicht an eine physische Präsenz der Patientin oder des Patienten in der 
Apotheke gekoppelt werden.  

• Versandapotheken müssen im Rahmen der Einlösung eines E-Rezepts auf alle für die 
Arzneimitteltherapiesicherheit erforderlichen Informationen zugreifen können, insbesondere 
Medikationsplan, elektronische Medikationsliste, Verordnungs- und Dispensierinformationen 
sowie arzneimitteltherapierelevante Zusatzinformationen.  

• Die technischen Schnittstellen müssen so ausgestaltet werden, dass sie in digitale Bestell-, 
Prüf-, Beratungs- und Abgabeprozesse integriert werden können.  

Entscheidend ist: Wenn der Gesetzgeber digitale Versorgung will, darf der digitale Versorgungsweg 
nicht schlechter gestellt werden als der stationäre Versorgungsweg. 
 
3. Gesundheits-ID und digitale Identitäten vereinfachen 
Der Entwurf sieht eine weitere Stärkung digitaler Identitäten im Gesundheitswesen vor. 
Perspektivisch sollen digitale Identitäten in gleicher Weise wie die elektronische Gesundheitskarte 
zur Authentisierung und als Versicherungsnachweis dienen. Zudem wird in der Begründung 
ausgeführt, dass durch die breite Verfügbarkeit neuer Identifikationsverfahren die 
Identifizierungsmöglichkeit in einer Apotheke nicht länger notwendig ist.  
Diese Entwicklung ist zu begrüßen. Für Patientinnen und Patienten darf die Nutzung digitaler 
Versorgung jedoch nicht durch mehrere parallele Identitäten, uneinheitliche Authentifizierungswege 
oder wiederholte Identifikationsprozesse erschwert werden. 
 
Das erachtet der BVDVA als sinnvoll: 

• Eine einheitliche, nutzerfreundliche Gesundheits-ID für ePA, E-Rezept, pharmazeutische 
Beratung und weitere digitale Versorgungsprozesse.  

• Keine zusätzlichen analogen Identifikationspflichten, wenn eine sichere digitale Identität 
vorliegt.  

• Kompatibilität mit der europäischen digitalen Identitätswallet.  
• Klare Vorgaben, dass digitale Identifikation auch in Versand- und Fernversorgungsszenarien 

vollständig anerkannt wird.  
• Vermeidung redundanter Authentifizierungsprozesse bei ePA, E-Rezept, TI-Anwendungen 

und digitalen Apothekenservices.  
• WICHTIG: Es braucht eine sinnvolle Stellvertreter-Regelung. In der Versorgungspraxis 

werden sehr oft die Verordnungen nicht von der betreffenden Person selbst, sondern z.B. 
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von pflegenden Angehörigen eingelöst. Diese müssen sich ebenfalls unkompliziert 
identifizieren können. 

 
Die Regel sollte insgesamt lauten: Einmal sicher identifiziert – digital durchgängig nutzbar. 
 
 
4. Digitale Prozesse in der pharmazeutischen Versorgung end-to-end denken 
Das GeDIG will digitale Versorgungsprozesse nutzerfreundlicher gestalten. Der Entwurf sieht unter 
anderem vor, dass Versicherte über die ePA-Benutzeroberfläche in digitale Versorgungsprozesse 
einsteigen können, etwa über Ersteinschätzung und digitale Terminbuchung.  
Für die pharmazeutische Versorgung ist entscheidend, dass diese Digitalisierung nicht beim 
ärztlichen Behandlungspfad endet. Auch die Arzneimittelversorgung muss vollständig digital 
gedacht werden: 

• digitales Rezept,  
• digitale Identifikation,  
• digitale Apothekenwahl,  
• digitale pharmazeutische Beratung,  
• digitale Medikationsprüfung,  
• digitale Abrechnung,  
• Lieferung oder Abholung nach Wahl der Patientin oder des Patienten.  

 
Das erachtet der BVDVA erachtet es daher als sinnvoll, digitale pharmazeutische Versorgung 
als eigenständigen Bestandteil digitaler Versorgungspfade im GeDIG sichtbar zu machen. 
Dazu gehört insbesondere: 

• Integration der Apothekenwahl in digitale E-Rezept- und ePA-Prozesse.  
• Möglichkeit, telepharmazeutische Beratung unmittelbar aus dem digitalen Prozess heraus 

anzubieten.  
• Ausbau sicherer digitaler Kommunikation zwischen Apotheke und Patient.  
• Vollständig digitale Prozesse für pharmazeutische Dienstleistungen.  
• Standardisierte Schnittstellen zwischen ePA, E-Rezept, Apothekensystemen und digitalen 

Patientenanwendungen.  
 
5. Freie Apothekenwahl auch im digitalen Raum sichern 
Mit der ePA entsteht ein zentraler digitaler Zugangspunkt zur Versorgung. Gleichzeitig sollen digitale 
Versorgungseinstiege, Ersteinschätzungen und Terminsteuerung stärker über Plattformen 
organisiert werden. Diese Entwicklung kann Versorgung verbessern – sie birgt aber auch 
ordnungspolitische Risiken. 
 
Wenn digitale Zugänge zur Versorgung über zentrale Benutzeroberflächen, Plattformen oder 
Kassenanwendungen gesteuert werden, muss ausgeschlossen werden, dass Patientinnen und 
Patienten mittelbar zu bestimmten Leistungserbringern gelenkt werden. 
 
Das erachtet der BVDVA als sinnvoll: 

• Die freie Apothekenwahl muss auch in digitalen Prozessen ausdrücklich gesichert werden.  
• E-Rezepte dürfen nicht technisch, gestalterisch oder prozessual in Richtung bestimmter 

Apotheken kanalisiert werden.  
• Digitale Benutzeroberflächen müssen alle zugelassenen Apotheken diskriminierungsfrei 

auffindbar machen.  
• Rankings, Vorauswahlen oder bevorzugte Platzierungen dürfen nicht durch wirtschaftliche 

Interessen, Kooperationsmodelle oder Plattformlogiken verzerrt werden.  
• Patientinnen und Patienten müssen jederzeit frei zwischen Versand, Botendienst, Abholung 

und stationärer Versorgung wählen können.  
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Die freie Apothekenwahl darf im digitalen Raum nicht schwächer geschützt sein als im analogen 
Versorgungssystem. 
 
 
 
6. Diskriminierungsfreie Plattformzugänge sicherstellen 
Der Referentenentwurf enthält bereits Vorgaben, wonach digitale Terminbuchungsplattformen 
Datenschutz, Informationssicherheit, offene Schnittstellen und einen diskriminierungsfreien Zugang 
zur Versorgung gewährleisten sollen. Zudem sollen kommerzielle Drittnutzungen, Werbung und 
datenbasierte Marketingnutzung im Terminbuchungsprozess ausgeschlossen werden.  
Diese Logik sollte ausdrücklich auch auf digitale pharmazeutische Prozesse übertragen werden. 
 
Das erachtet der BVDVA als sinnvoll: 

• Diskriminierungsfreie technische Zugänge für alle zugelassenen Apotheken zu ePA-, E-
Rezept- und TI-nahen Anwendungen.  

• Offene und standardisierte Schnittstellen für digitale Apothekenservices.  
• Keine exklusiven Integrationen einzelner Anbieter in Krankenkassen-Apps, ePA-Frontends 

oder E-Rezept-Module.  
• Keine Pay-for-Placement-Mechanismen bei der Darstellung von Apotheken.  
• Transparente Kriterien für Suche, Anzeige, Auswahl und Weiterleitung zu Apotheken.  

Digitale Infrastruktur im Gesundheitswesen darf keine neue Form der Marktkonzentration erzeugen. 
Sie muss als neutrale Versorgungsinfrastruktur ausgestaltet werden. 
 
7. Sichere Kommunikation praxistauglich für Apotheken und Versandhandel machen 
Der Entwurf bündelt und konkretisiert sichere Übermittlungsverfahren wie KIM und TI-Messenger. 
Ziel ist eine flächendeckende, interoperable und sichere Kommunikation; alle an die TI 
angeschlossenen Leistungserbringer sollen KIM künftig für medizinische, pflegerische und 
administrative Kommunikation nutzen. Dies ist grundsätzlich sinnvoll. Für Apotheken und 
insbesondere Versandapotheken müssen diese Kommunikationswege aber massentauglich, 
nutzerfreundlich und skalierbar ausgestaltet werden. 
 
Das erachtet der BVDVA als sinnvoll: 

• Sichere Kommunikation muss auch für die direkte Kommunikation zwischen Apotheke und 
Patient praxistauglich verfügbar sein.  

• KIM und TI-Messenger müssen für hochfrequente digitale Versorgungsprozesse geeignet 
sein.  

• Es braucht klare Standards für strukturierte Rückfragen, Medikationsberatung, 
Lieferinformationen und pharmazeutische Interventionen.  

• Medienbrüche wie Ausdrucke, Fax oder manuelle Weiterleitungen müssen konsequent 
vermieden werden.  

 
Digitale Kommunikation darf nicht nur regulatorisch sicher sein, sondern muss auch im Alltag 
funktionieren. 
 
8. Digitale Patientenrechnung und Direktabrechnung konsequent weiterentwickeln 
Der Entwurf sieht vor, dass Krankenkassen notwendige Dienste für die Direktabrechnung zwischen 
Apotheken und Krankenkassen unter Nutzung der digitalen Patientenrechnung zur Verfügung 
stellen müssen; für Apotheken soll die Nutzung freiwillig sein. Das ist ein richtiger Ansatz. Er sollte 
zu einem umfassenden digitalen Abrechnungsrahmen weiterentwickelt werden. 
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Das erachtet der BVDVA als sinnvoll: 
• Freiwillige digitale Direktabrechnung muss unbürokratisch und technisch einfach nutzbar 

sein.  
• Abrechnung pharmazeutischer Dienstleistungen muss digital möglich sein.  
• Telepharmazeutische Leistungen müssen abrechenbar werden.  
• Abrechnungsdaten dürfen nicht zu neuen Steuerungs- oder Benachteiligungsmechanismen 

gegenüber einzelnen Apothekenformen führen.  
 
9. Faire Nutzung von Gesundheitsdaten ermöglichen 
Der Entwurf stärkt die Nutzung von Gesundheitsdaten für Versorgung, Forschung und Innovation. 
Zudem sollen Krankenkassen künftig innovative Datennutzungen in Reallaboren erproben können.  
Datenbasierte Versorgung kann erhebliche Mehrwerte schaffen. Zugleich muss verhindert werden, 
dass Krankenkassen, Plattformbetreiber oder einzelne digitale Anbieter durch exklusive 
Datenzugänge strukturelle Wettbewerbsvorteile erhalten. 
Das erachtet der BVDVA als sinnvoll: 

• Datenzugänge müssen zweckgebunden, transparent und wettbewerbsneutral ausgestaltet 
werden.  

• Apotheken müssen im Rahmen ihrer Versorgungsaufgaben Zugang zu den Daten erhalten, 
die für Arzneimitteltherapiesicherheit, Beratung und pharmazeutische Dienstleistungen 
erforderlich sind.  

• Krankenkassen dürfen digitale Versorgungsdaten nicht nutzen, um Patientinnen und 
Patienten einseitig zu bestimmten Versorgungskanälen oder Vertragspartnern zu lenken.  

• Datenbasierte Innovation muss allen geeigneten Leistungserbringern offenstehen.  
 
 
gez. BVDVA-Vorstand, namentlich geschäftsführender Vorstand, Heinrich Meyer (Vorsitzender) und 
Dirk Düvel (stv. Vorsitzender) sowie BVDVA-Geschäftsführung, Udo Sonnenberg 


